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Alle offiziellen Fragen und Antworten


Mit Lösungen und kurzen Erklärungen


Inklusive der neuen Fragen ab 2024


All Official Questions and Answers for the 2025 Citizenship Test


With Solutions and Short Explanations


Including the New Questions from 2024









Die richtigen Lösungen zu den Antworten auf die Fragen zum Einbürgerungstest in Deutschland sind in diesem Buch fett gedruckt.


The correct answers to the questions on the German citizenship test are printed in bold in this book.









Der Einbürgerungstest wurde 2008 eingeführt und ist seitdem ein fester Bestandteil des Einbürgerungsverfahrens. Er umfasst 33 Multiple-Choice-Fragen aus den Bereichen Politik, Geschichte, Kultur, Gesellschaft und Recht. Der Test folgt in der Regel auf den Orientierungskurs des Integrationskurses und prüft, ob Bewerberinnen und Bewerber grundlegende Kenntnisse über Deutschland erworben haben.


Die Wurzeln des Tests reichen bis in die 1990er Jahre zurück. Damals wurde intensiv über Integration diskutiert und 1998 ein bundesweiter Integrationskurs eingeführt. 2005 beschloss die Bundesregierung schließlich, einen Einbürgerungstest verbindlich einzuführen. Ursprünglich waren 100 Fragen geplant, nach öffentlicher Kritik wurde die Zahl jedoch auf 33 reduziert.


Der Fragenkatalog wird regelmäßig überarbeitet. So kamen z. B. 2019 neue Themen wie Gleichstellung und Klimaschutz hinzu. Kritiker bemängeln, der Test sei zu stark auf Faktenwissen ausgelegt, Befürworter sehen ihn hingegen als wichtigen Baustein für Integration und Orientierung.


Dieses Buch geht über reines „Fragen-und-Antworten-Pauken“ hinaus: Zu jeder Testfrage gibt es kurze Erläuterungen, ergänzt durch einen Einführungsteil, der die Bundesrepublik Deutschland in ihren wichtigsten Bereichen vorstellt – von Politik, Wirtschaft und Recht bis hin zu Kultur, Bildung, Gesellschaft, Religion, Umwelt und Alltag.


Damit erhalten Einbürgerungswillige nicht nur die Möglichkeit, sich gezielt auf den Test vorzubereiten, sondern auch ein fundiertes Bild von dem Land, in dem sie künftig gut integriert leben möchten: der Bundesrepublik Deutschland.


The naturalization test was introduced in 2008 and has been an integral part of the naturalization process ever since. It comprises 33 multiple-choice questions on politics, history, culture, society, and law. The test usually follows the orientation course of the integration course and assesses whether applicants have acquired basic knowledge about Germany.


The roots of the test date back to the 1990s. At that time, there was intense debate about integration, and a nationwide integration course was introduced in 1998. In 2005, the federal government finally decided to make a naturalization test mandatory. Originally, 100 questions were planned, but after public criticism, the number was reduced to 33.


The list of questions is regularly revised. In 2019, for example, new topics such as gender equality and climate protection were added. Critics complain that the test is too focused on factual knowledge, while supporters see it as an important building block for integration and orientation.


This book goes beyond mere “question and answer cramming”: Each test question is accompanied by a brief explanation, supplemented by an introductory section that presents the Federal Republic of Germany in its most important areas – from politics, economics, and law to culture, education, society, religion, the environment, and everyday life.


This not only gives those wishing to become naturalized the opportunity to prepare specifically for the test, but also provides them with a well-founded picture of the country in which they would like to live and integrate well in the future: the Federal Republic of Germany.









1. In Deutschland dürfen Menschen offen etwas gegen die Regierung sagen, weil …


a) hier Religionsfreiheit gilt


b) die Menschen Steuern zahlen


c) die Menschen das Wahlrecht haben


d) hier Meinungsfreiheit gilt


Meinungsfreiheit bedeutet, dass jeder seine Meinung äußern darf, ohne rechtlich verfolgt zu werden. Sie ist ein fundamentales Menschenrecht und wesentlich für die Demokratie, da sie die freie Äußerung politischer, religiöser, wissenschaftlicher oder künstlerischer Ansichten schützt – ohne Angst vor Zensur oder Repressalien. Einschränkungen bestehen jedoch, wenn Aussagen die Würde anderer verletzen, diskriminierend sind, zu Hass oder Gewalt aufrufen oder die öffentliche Ordnung gefährden. Deshalb müssen die Grenzen der Meinungsfreiheit sorgfältig abgewogen werden, um Freiheit und Schutz aller Bürger gleichermaßen zu gewährleisten.


2. In Deutschland können Eltern bis zum 14. Lebensjahr ihres Kindes entscheiden, ob es in der Schule am …


a) Geschichtsunterricht teilnimmt


b) Religionsunterricht teilnimmt


c) Politikunterricht teilnimmt


d) Sprachunterricht teilnimmt


Religionsfreiheit ist das Recht, eine Religion oder Weltanschauung frei zu wählen, auszuüben oder abzulehnen – ohne Zwang, Diskriminierung oder Verfolgung. Sie umfasst persönliche Überzeugungen, religiöse Praktiken, Versammlungen und Gottesdienste und stärkt als Grundrecht Demokratie und Pluralismus. Dadurch wird jedem ermöglicht, seine Überzeugungen frei zu leben.


3. Deutschland ist ein Rechtsstaat. Was ist damit gemeint?


a) Alle Einwohner/innen und der Staat müssen sich an die Gesetze halten


b) Der Staat muss sich nicht an die Gesetze halten


c) Nur Deutsche müssen die Gesetze befolgen


d) Die Gerichte machen die Gesetze


Ein Rechtsstaat ist ein Staat, in dem die Macht durch Gesetze begrenzt ist und Regierung wie Bürger gleichermaßen daran gebunden sind. Die Rechte und Freiheiten der Menschen werden durch Verfassung und Gesetze geschützt, während Gewaltenteilung und unabhängige Justiz Machtmissbrauch verhindern. Zudem sichern Mechanismen wie das Recht auf ein faires Verfahren, Meinungs- und Pressefreiheit sowie das Recht auf Privatsphäre den Schutz der Bürger.


1. In Germany, people are allowed to openly speak out against the government because ...


a) there is freedom of religion


b) people pay taxes


c) people have the right to vote


d) there is freedom of expression


Freedom of expression means that everyone has the right to express their opinion without being prosecuted. It is a fundamental human right and essential to democracy.


It protects the free expression of political, religious, scientific, or artistic views without fear of censorship or reprisals.


Restrictions apply when statements violate dignity, discriminate, incite hatred or violence, or threaten public order.


Therefore, the limits of freedom of expression must be carefully weighed to ensure the freedom and protection of all citizens.


2. In Germany, parents can decide until their child reaches the age of 14 whether they want them to participate in ...


a) history lessons


b) religious education


c) politics lessons


d) language lessons


Religious freedom is the right to freely choose, practice, or reject a religion or worldview—without coercion, discrimination, or persecution. It encompasses personal beliefs, religious practices, assemblies, and worship services, and as a fundamental right, it strengthens democracy and pluralism. This enables everyone to live freely according to their beliefs.


3. Germany is a constitutional state. What does that mean?


a) All residents and the state must obey the laws


b) The state does not have to obey the laws


c) Only Germans must obey the laws


d) The courts make the laws


A constitutional state is a state in which power is limited by laws and both the government and citizens are equally bound by them. The rights and freedoms of individuals are protected by the constitution and laws, while the separation of powers and an independent judiciary prevent the abuse of power. In addition, mechanisms such as the right to a fair trial, freedom of expression and of the press, and the right to privacy ensure the protection of citizens.


4. Welches Recht gehört zu den Grundrechten in Deutschland?


a) Waffenbesitz


b) Faustrecht


c) Meinungsfreiheit


d) Selbstjustiz


Grundrechte sind grundlegende Freiheiten, die jedem Menschen zustehen – unabhängig von Herkunft, Geschlecht, Religion oder politischen Überzeugungen. Sie sind meist in der Verfassung verankert und schützen vor staatlicher Willkür.


Zu den Grundrechten zählen u. a. das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit, Meinungs- und Religionsfreiheit, Gleichheit vor dem Gesetz, Privatsphäre, Versammlungsfreiheit, Eigentum und Bildung.


Sie gewährleisten, dass Menschen ihre Rechte ohne Angst vor Verfolgung oder Diskriminierung ausüben können. In einer Demokratie sind Grundrechte Voraussetzung für Freiheit und den Schutz der Menschenwürde.


5. Wahlen in Deutschland sind frei. Was bedeutet das?


a) Man darf Geld annehmen, wenn man dafür eine bestimmte Kandidatin/einen bestimmten Kandidaten wählt.


b) Nur Personen, die noch nie im Gefängnis waren, dürfen wählen.


c) Die Wählerin/der Wähler darf bei der Wahl weder beeinflusst noch zu einer bestimmten Stimmabgabe gezwungen werden und keine Nachteile durch die Wahl haben.


d) Alle wahlberechtigten Personen müssen wählen.


Freie Wahlen bedeuten, dass Bürger ihre Vertreter ohne Druck oder Einschüchterung wählen können. Sie sind Grundpfeiler der Demokratie und sichern eine legitime, repräsentative Regierung.


Die Bürger dürfen ihre Stimme frei abgeben und damit die Politik und Zukunft ihres Landes mitgestalten. Das Recht auf freie Wahlen ist in vielen Staaten gesetzlich verankert und gilt als Menschenrecht.


6. Wie nennt man die Verfassung der Bundesrepublik Deutschland?


a) Volksgesetz


b) Bundesgesetz


c) Deutsches Gesetz


d) Grundgesetz


Das Grundgesetz ist seit dem 24. Mai 1949 die Verfassung der Bundesrepublik Deutschland. Es legt die Grundrechte der Bürger sowie die Struktur und Aufgaben des Staates fest.


4. Which right is one of the fundamental rights in Germany?


a) Right to bear arms


b) Right of self-defense


c) Freedom of expression


d) Right to take the law into one‘s own hands


Fundamental rights are basic freedoms that every person is entitled to, regardless of their origin, gender, religion, or political beliefs. They are usually enshrined in the constitution and protect against arbitrary state power.


Fundamental rights include the right to life, liberty, and security, freedom of expression and religion, equality before the law, privacy, freedom of assembly, property, and education.


They ensure that people can exercise their rights without fear of persecution or discrimination. In a democracy, fundamental rights are a prerequisite for freedom and the protection of human dignity.


5. Elections in Germany are free. What does that mean?


a) You can accept money if you vote for a specific candidate.


b) Only people who have never been to prison are allowed to vote.


c) Voters must not be influenced or forced to vote in a certain way, and they must not suffer any disadvantages as a result of their vote.


d) All persons eligible to vote must vote.


Free elections mean that citizens can elect their representatives without pressure or intimidation. They are a cornerstone of democracy and ensure a legitimate, representative government.


Citizens are free to cast their votes and thus help shape the politics and future of their country. The right to free elections is enshrined in law in many countries and is considered a human right.


6. What is the name of the constitution of the Federal Republic of Germany?


a) Volksgesetz


b) Bundesgesetz


c) Deutsches Gesetz


d) Grundgesetz


The Grundgesetz has been the constitution of the Federal Republic of Germany since May 24, 1949. It defines the fundamental rights of citizens and the structure and responsibilities of the state.


7. Welches Recht gehört zu den Grundrechten, die nach der deutschen Verfassung garantiert werden? Das Recht auf …


a) Glaubens- und Gewissensfreiheit


b) Unterhaltung


c) Arbeit


d) Wohnung


Glaubens- und Gewissensfreiheit ist ein Menschenrecht und garantiert die freie Wahl, Ausübung oder Ablehnung einer Religion sowie eigene moralische und politische Überzeugungen.


Sie schützt das Recht, Glauben zu praktizieren, zu verbreiten oder zu teilen, und verbietet Zwang oder Diskriminierung.


8. Was steht nicht im Grundgesetz von Deutschland?


a) Die Würde des Menschen ist unantastbar.


b) Alle sollen gleich viel Geld haben.


c) Jeder Mensch darf seine Meinung sagen


d) Alle sind vor dem Gesetz gleich.


Mindestlohn und Gehälter sind nicht im Grundgesetz geregelt, sondern werden durch nationale und lokale Gesetze festgelegt.


Steuersystem und Steuersätze stehen nicht im Grundgesetz, sondern werden durch Bundesgesetze bestimmt.


Sozialleistungen wie Arbeitslosengeld, Kindergeld oder Sozialhilfe sind durch nationale und lokale Gesetze geregelt, nicht im Grundgesetz.


Bildungssystem mit Schulstruktur und Lehrplänen wird von den Ländern per Gesetz bestimmt, nicht durch das Grundgesetz.


Gesundheitsversorgung einschließlich Krankenversicherung ist bundesgesetzlich geregelt, nicht im Grundgesetz verankert.


9. Welches Grundrecht gilt in Deutschland nur für Ausländer / Ausländerinnen? Das Grundrecht auf …


a) Schutz der Familie


b) Menschenwürde


c) Asyl


d) Meinungsfreiheit


Das Asylrecht nach Artikel 16a Grundgesetz gilt nur für Ausländerinnen und Ausländer. Es garantiert politisch Verfolgten Schutz und Zuflucht in Deutschland und ist Teil der Menschenrechte sowie der humanitären Tradition. Die Bedingungen können sich jedoch bei hohem Migrationsdruck oder politischer Unsicherheit ändern.


7. Which right is one of the fundamental rights guaranteed by the German constitution? The right to ...


a) Freedom of belief and conscience


b) Entertainment


c) Work


d) Housing


Freedom of belief and conscience is a human right and guarantees the free choice, practice, or rejection of a religion as well as one‘s own moral and political convictions.


It protects the right to practice, spread, or share one‘s beliefs and prohibits coercion or discrimination.


8. Which of the following is not included in the German constitution?


a) Human dignity is inviolable.


b) Everyone should have the same amount of money.


c) Everyone is entitled to their opinion.


d) Everyone is equal before the law.


Minimum wages and salaries are not regulated by the Basic Law, but are determined by national and local laws.


The tax system and tax rates are not specified in the Basic Law, but are determined by federal laws.


Social benefits such as unemployment benefits, child benefits, or social assistance are regulated by national and local laws, not by the Basic Law.


The education system, including school structure and curricula, is determined by state law, not by the Basic Law.


Health care, including health insurance, is regulated by federal law and is not enshrined in the Basic Law.


9. Which fundamental right applies in Germany only to foreigners? The fundamental right to ...


a) Protection of the family


b) Human dignity


c) Asylum


d) Freedom of expression


The right to asylum under Article 16a of the Basic Law applies only to foreigners. It guarantees protection and refuge in Germany to those who are politically persecuted and is part of human rights and humanitarian tradition. However, the conditions may change in the event of high migration pressure or political uncertainty.


10. Was ist mit dem deutschen Grundgesetz vereinbar?


a) die Prügelstrafe


b) die Folter


c) die Todesstrafe


d) die Geldstrafe


Die Geldstrafe ist im deutschen Recht eine zulässige Sanktion und wird meist als Alternative zur Freiheitsstrafe verhängt. Ihre Höhe richtet sich nach der Schwere der Tat und dem Einkommen des Verurteilten.


11. Wie wird die Verfassung der Bundesrepublik Deutschland genannt?


a) Grundgesetz


b) Bundesverfassung


c) Gesetzbuch


d) Verfassungsvertrag


Das Grundgesetz von 1949 bildet die rechtliche Grundlage der Bundesrepublik. Ursprünglich nur als vorläufige Ordnung gedacht, wurde es nach der Wiedervereinigung 1990 zur anerkannten Verfassung Deutschlands.


12. Eine Partei im Deutschen Bundestag will die Pressefreiheit abschaffen. Ist das möglich?


a) Ja, wenn mehr als die Hälfte der Abgeordneten im Bundestag dafür sind.


b) Ja, aber dazu müssen zwei Drittel der Abgeordneten im Bundestag dafür sein.


c) Nein, denn die Pressefreiheit ist ein Grundrecht. Sie kann nicht abgeschafft werden.


d) Nein, denn nur der Bundesrat kann die Pressefreiheit abschaffen.


Die Pressefreiheit ist in Artikel 5 Grundgesetz garantiert und kann nicht abgeschafft werden. Sie schützt freie Meinungsäußerung und unabhängige Medien vor Zensur und ist ein zentrales Element der Demokratie.


13. Im Parlament steht der Begriff „Opposition“ für …


a) die regierenden Parteien


b) die Fraktion mit den meisten Abgeordneten


c) alle Parteien, die bei der letzten Wahl die 5 %-Hürde erreichen konnten


d) alle Abgeordneten, die nicht zu der Regierungspartei/den Regierungsparteien gehören


Die Opposition umfasst im Parlament alle Parteien außerhalb der Regierungskoalition. Sie kontrolliert die Regierung, bringt eigene Vorschläge ein und hat Rechte wie Anfragen, Untersuchungsausschüsse oder Gesetzesentwürfe.


10. Which of the following is compatible with the German Basic Law?


a) corporal punishment


b) torture


c) the death penalty


d) fines


Fines are a permissible sanction under German law and are usually imposed as an alternative to imprisonment. Their amount depends on the severity of the offense and the income of the convicted person. Penalties must always be compatible with the Basic Law and preserve human dignity.


11. What is the name of the constitution of the Federal Republic of Germany?


a) Basic Law


b) Federal Constitution


c) Code


d) Constitutional Treaty


The Basic Law of 1949 forms the legal basis of the Federal Republic. Originally intended only as a provisional order, it became the recognized constitution of Germany after reunification in 1990.


12. A party in the German Bundestag wants to abolish freedom of the press. Is that possible?


a) Yes, if more than half of the members of the Bundestag are in favor of it.


b) Yes, but two-thirds of the members of the Bundestag must be in favor of it.


c) No, because freedom of the press is a fundamental right. It cannot be abolished.


d) No, because only the Bundesrat can abolish freedom of the press.


Freedom of the press is guaranteed in Article 5 of the Basic Law and cannot be abolished. It protects freedom of expression and independent media from censorship and is a central element of democracy.


13. In parliament, the term “opposition” refers to ...


a) the ruling parties


b) the parliamentary group with the most members


c) all parties that were able to reach the 5% threshold in the last election


d) all members who do not belong to the ruling party/parties ruling party/parties


The opposition consists of parties outside the governing coalition. It monitors the government, submits questions and puts forward its own proposals.


14. Meinungsfreiheit in Deutschland heißt, dass ich …


a) Passanten auf der Straße beschimpfen darf.


b) meine Meinung im Internet äußern kann.


c) Nazi-, Hamas- oder Islamischer Staat-Symbole öffentlich tragen darf.


d) meine Meinung nur dann äußern darf, solange ich der Regierung nicht


widerspreche.


Die Meinungsfreiheit ist in Deutschland ein geschütztes Grundrecht und ermöglicht allen, ihre Ansichten frei zu äußern – auch im Internet. Sie ist wichtig für die Demokratie, da unterschiedliche Meinungen offen diskutiert werden können. Grenzen bestehen jedoch bei Beleidigung, Volksverhetzung oder Gewaltaufrufen, die strafbar sind.


15. Was verbietet das deutsche Grundgesetz?


a) Militärdienst


b) Zwangsarbeit


c) freie Berufswahl


d) Arbeit im Ausland


Das Grundgesetz verbietet Zwangsarbeit in Artikel 12 Absatz 2 und garantiert die freie Berufswahl. Eine Ausnahme ist nur im Rahmen einer gerichtlichen Anordnung nach einer Straftat erlaubt. Deutschland hat zudem internationale Abkommen ratifiziert, die Zwangsarbeit ächten, und verfolgt Verstöße als schweres Verbrechen.


16. Wann ist die Meinungsfreiheit in Deutschland eingeschränkt?


a) bei der öffentlichen Verbreitung falscher Behauptungen über einzelne Personen


b) bei Meinungsäußerungen über die Bundesregierung


c) bei Diskussionen über Religionen


d) bei Kritik am Staat


Die Verbreitung falscher Behauptungen über Personen kann ihre Persönlichkeitsrechte verletzen und ist nach § 187 StGB strafbar. Diese Rechte sind durch Artikel 1 und 2 Grundgesetz geschützt und sichern Würde sowie informationelle Selbstbestimmung. Betroffene können rechtlich gegen den Verbreiter vorgehen, etwa mit Unterlassung, Gegendarstellung oder Schadenersatz.


14. Freedom of expression in Germany means that I ...


a) can insult people on the street.


b) can express my opinion on the internet.


c) can publicly display Nazi, Hamas, or Islamic State symbols.


d) can only express my opinion as long as I do not disagree with the government.


Freedom of expression is a protected fundamental right in Germany and allows everyone to express their views freely – including on the internet. It is important for democracy because it allows different opinions to be discussed openly. However, there are limits when it comes to insults, incitement to hatred or calls for violence, which are punishable by law.


15. What does the German Basic Law prohibit?


a) Military service


b) Forced labor


c) Free choice of profession


d) Working abroad


The Basic Law prohibits forced labor in Article 12, paragraph 2, and guarantees freedom of choice of profession. An exception is only permitted in the context of a court order following a criminal offense. Germany has also ratified international agreements that outlaw forced labor and prosecutes violations as serious crimes.


16. When is freedom of expression restricted in Germany?


a) When false statements about individuals are disseminated publicly


b) When expressing opinions about the federal government


c) When discussing religion


d) When criticizing the state


The dissemination of false claims about individuals can violate their personal rights and is punishable under Section 187 of the German Criminal Code (StGB). These rights are protected by Articles 1 and 2 of the Basic Law and guarantee dignity and informational self-determination. Those affected can take legal action against the disseminator, for example by seeking an injunction, a counterstatement, or damages.


17. Die deutschen Gesetze verbieten …


a) Meinungsfreiheit der Einwohnerinnen und Einwohner.


b) Petitionen der Bürgerinnen und Bürger.


c) Versammlungsfreiheit der Einwohnerinnen und Einwohner.


d) Ungleichbehandlung der Bürgerinnen und Bürger durch den Staat.


In Deutschland ist Ungleichbehandlung durch den Staat verboten. Artikel 3 Grundgesetz garantiert Gleichheit vor dem Gesetz und verbietet Diskriminierung u. a. wegen Geschlecht, Herkunft oder Behinderung. Der Staat muss alle Menschen gleich behandeln und darf keine Entscheidungen auf diskriminierenden Kriterien stützen.


18. Welches Grundrecht ist in Artikel 1 des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland garantiert?


a) die Unantastbarkeit der Menschenwürde


b) das Recht auf Leben


c) Religionsfreiheit


d) Meinungsfreiheit


Artikel 1 Grundgesetz garantiert die Würde des Menschen als unantastbares Grundrecht und verpflichtet den Staat, sie zu schützen. Sie bildet die Grundlage aller Menschenrechte sowie von Freiheit und Demokratie in Deutschland. Die Menschenwürde umfasst Schutz von Integrität, Persönlichkeitsentfaltung und Gleichheit und gilt als oberstes Rechtsgut.


19. Was versteht man unter dem Recht der „Freizügigkeit“ in Deutschland?


a) Man darf sich seinen Wohnort selbst aussuchen.


b) Man kann seinen Beruf wechseln.


c) Man darf sich für eine andere Religion entscheiden.


d) Man darf sich in der Öffentlichkeit nur leicht bekleidet bewegen.


Das Recht auf Freizügigkeit ist in Artikel 11 Grundgesetz verankert und garantiert allen Deutschen freie Wohnsitz- und Ortswahl. Es erlaubt, sich im gesamten Bundesgebiet frei zu bewegen und den Arbeitsplatz selbst zu bestimmen. Dieses Recht gilt auch für EU-Bürger, die in Deutschland leben und arbeiten möchten.


17. German law prohibits ...


a) Freedom of expression for residents.


b) Petitions by citizens.


c) Freedom of assembly for residents.


d) Unequal treatment of citizens by the state.


In Germany, unequal treatment by the state is prohibited. Article 3 of the Basic Law guarantees equality before the law and prohibits discrimination on the basis of gender, origin, disability, and other factors. The state must treat all people equally and may not base decisions on discriminatory criteria.


18. Which fundamental right is guaranteed in Article 1 of the Basic Law of the Federal Republic of Germany?


a) the inviolability of human dignity


b) the right to life


c) freedom of religion


d) freedom of expression


Article 1 of the Basic Law guarantees human dignity as an inviolable fundamental right and obliges the state to protect it. It forms the basis of all human rights as well as freedom and democracy in Germany. Human dignity encompasses the protection of integrity, personal development, and equality and is considered the highest legal good.


19. What is meant by the right to “freedom of movement” in Germany?


a) You are free to choose where you live.


b) You can change your profession.


c) You can choose a different religion.


d) You can go out in public wearing only light clothing.


The right to freedom of movement is enshrined in Article 11 of the Basic Law and guarantees all Germans freedom of residence and choice of place of residence. It allows people to move freely throughout the federal territory and to choose their own place of work. This right also applies to EU citizens who wish to live and work in Germany.


20. Eine Partei in Deutschland verfolgt das Ziel, eine Diktatur zu errichten. Sie ist dann …


a) tolerant.


b) rechtsstaatlich orientiert.


c) gesetzestreu.


d) verfassungswidrig.


Das Grundgesetz verbietet Parteien, die eine Diktatur oder andere undemokratische Ziele verfolgen. Nach Artikel 21 können solche Parteien vom Bundesverfassungsgericht verboten werden. Sie stellen eine Gefahr für die freiheitlich-demokratische Grundordnung und den Bestand der Bundesrepublik dar.


21. Welches Bild zeigt das Wappen der Bundesrepublik Deutschland?




[image: ]





a) Bild 1


b) Bild 2


c) Bild 3


d) Bild 4


Das Wappen Deutschlands zeigt den schwarzen Bundesadler mit roten Fängen und Zunge auf goldenem Grund. Der Adler hat eine lange Tradition seit dem Heiligen Römischen Reich und wurde nach 1945 in heutiger Form eingeführt. Heute erscheint er auf offiziellen Dokumenten und Institutionen und gilt als Symbol für Einheit und Demokratie.


22. Was für eine Staatsform hat Deutschland?


a) Monarchie


b) Diktatur


c) Republik


d) Fürstentum


Deutschland ist eine parlamentarische Bundesrepublik und besteht aus 16 Bundesländern. Grundlage ist das Grundgesetz von 1949, das Demokratie, Föderalismus und Gewaltenteilung festschreibt. Der Staat beruht auf Freiheit, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und dem Schutz der Menschenrechte.


20. A party in Germany is pursuing the goal of establishing a dictatorship. It is therefore ...


a) tolerant.


b) oriented toward the rule of law.


c) law-abiding.


d) unconstitutional.


The Basic Law prohibits parties that pursue a dictatorship or other undemocratic goals. According to Article 21, such parties can be banned by the Federal Constitutional Court. They pose a threat to the free democratic basic order and the existence of the Federal Republic.


21. Which image shows the coat of arms of the Federal Republic of Germany?
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a) Image 1


b) Image 2


c) Image 3


d) Image 4


The coat of arms of Germany shows the black federal eagle with red talons and tongue on a golden background. The eagle has a long tradition dating back to the Holy Roman Empire and was introduced in its present form after 1945. Today, it appears on official documents and institutions and is considered a symbol of unity and democracy.


22. What is the form of government in Germany?


a) Monarchy


b) Dictatorship


c) Republic


d) Principality


Germany is a parliamentary federal republic consisting of 16 federal states. It is based on the Basic Law of 1949, which enshrines democracy, federalism, and the separation of powers. The state is founded on freedom, equality, the rule of law, and the protection of human rights.


23. In Deutschland sind die meisten Erwerbstätigen …


a) in kleinen Familienunternehmen beschäftigt.


b) ehrenamtlich für ein Bundesland tätig.


c) selbstständig mit einer eigenen Firma tätig.


d) bei einer Firma oder Behörde beschäftigt.


In Deutschland arbeitet die Mehrheit der Erwerbstätigen im privaten Sektor, während der öffentliche Dienst deutlich kleiner ist. Der private Bereich umfasst vielfältige Branchen wie Industrie, Handel, Finanzen, Gesundheit oder IT. Im öffentlichen Sektor sind Beschäftigte vor allem in Bildung, Verwaltung, Justiz, Sicherheit sowie Gesundheit und Soziales tätig.


24. Wie viele Bundesländer hat die Bundesrepublik Deutschland?


a) 14


b) 15


c) 16


d) 17


Deutschland besteht aus 16 Bundesländern, jedes mit eigener Regierung und Landtag. Sie besitzen Autonomie, dürfen Gesetze erlassen und sind im Bundestag sowie Bundesrat vertreten.


25. Was ist kein Bundesland der Bundesrepublik Deutschland?


a) Elsass-Lothringen


b) Nordrhein-Westfalen


c) Mecklenburg-Vorpommern


d) Sachsen-Anhalt


Elsass-Lothringen war von 1871 bis 1918 Teil des Deutschen Reiches und gehört seit dem Versailler Vertrag zu Frankreich. Heute umfasst es die Départements Bas-Rhin, Haut-Rhin und Teile von Moselle und ist kulturell stark deutsch-französisch geprägt.


26. Deutschland ist …


a) eine kommunistische Republik.


b) ein demokratischer und sozialer Bundesstaat.


c) eine kapitalistische und soziale Monarchie.


d) ein sozialer und sozialistischer Bundesstaat.


Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat, wie es im Grundgesetz festgelegt ist. Demokratie bedeutet Teilhabe durch freie Wahlen, Meinungsäußerung und Petitionen.


23. In Germany, most of the working population is ...


a) employed in small family businesses.


b) working on a voluntary basis for a federal state.


c) self-employed with their own company.


d) employed by a company or public authority.


In Germany, the majority of the working population is employed in the private sector, while the public sector is significantly smaller. The private sector encompasses a wide range of industries such as manufacturing, trade, finance, healthcare, and IT. In the public sector, employees work primarily in education, administration, justice, security, healthcare, and social services.


24. How many federal states does the Federal Republic of Germany have?


a) 14


b) 15


c) 16


d) 17


Germany consists of 16 federal states, each with its own government and state parliament. They have autonomy, can pass laws and are represented in the Bundestag and Bundesrat.


25. Which is not a federal state of the Federal Republic of Germany?


a) Alsace-Lorraine


b) North Rhine-Westphalia


c) Mecklenburg-Western Pomerania


d) Saxony-Anhalt


Alsace-Lorraine was part of the German Empire from 1871 to 1918 and has belonged to France since the Treaty of Versailles. Today, it comprises the departments of Bas-Rhin, Haut-Rhin and parts of Moselle and has a strong German-French cultural influence.


26. Germany is ...


a) a communist republic.


b) a democratic and social federal state.


c) a capitalist and social monarchy.


d) a social and socialist federal state.


Germany is a democratic and social federal state, as laid down in the Basic Law.


Democracy means participation through free elections, freedom of expression and petitions.


27. Deutschland ist …


a) ein sozialistischer Staat.


b) ein Bundesstaat.


c) eine Diktatur.


d) eine Monarchie.


Deutschland ist ein Bundesstaat mit 16 Ländern, die eigene Kompetenzen haben und im Bund zusammenwirken. Die Länder besitzen Autonomie, während der Bund übergreifende Aufgaben wie Verteidigung und Außenpolitik regelt. Im Gesetzgebungsprozess sind die Länder über den Bundesrat beteiligt, während der Bundestag direkt vom Volk gewählt wird.


28. Wer wählt in Deutschland die Abgeordneten zum Bundestag?


a) das Militär


b) die Wirtschaft


c) das wahlberechtigte Volk


d) die Verwaltung


Die Bundestagswahl findet alle vier Jahre statt, wahlberechtigt sind deutsche Staatsbürger ab 18 Jahren mit mindestens drei Monaten Wohnsitz. Gewählt wird nach dem Verhältniswahlrecht mit zwei Stimmen: Erststimme für den Direktkandidaten, Zweitstimme für die Partei. Der Bundestag hat mindestens 598 Sitze, die Zahl steigt durch Überhang- und Ausgleichsmandate.


29. Welches Tier ist das Wappentier der Bundesrepublik Deutschland?


a) Löwe


b) Adler


c) Bär


d) Pferd


Das Wappentier Deutschlands ist der Bundesadler, dessen Tradition bis ins Heilige Römische Reich reicht. Seit 1949 ist er offizielles Staatssymbol im Grundgesetz verankert. Er steht für Einheit, Stärke und Souveränität und erscheint auf Münzen, Briefmarken und offiziellen Dokumenten.


27. Germany is ...


a) a socialist state.


b) a federal state.


c) a dictatorship.


d) a monarchy.


Germany is a federal state with 16 states that have their own powers and work together in the federal government. The states have autonomy, while the federal government regulates overarching tasks such as defense and foreign policy. The states are involved in the legislative process through the Bundesrat, while the Bundestag is elected directly by the people.


28. Who elects the members of the Bundestag in Germany?


a) the military


b) the business community


c) the eligible voters


d) the administration


The Bundestag elections take place every four years. German citizens aged 18 and over who have been resident in Germany for at least three months are eligible to vote. Elections are based on proportional representation with two votes: the first vote is for the direct candidate, the second vote is for the party. The Bundestag has at least 598 seats, with the number increasing through overhang and compensation mandates.


29. Which animal is the heraldic animal of the Federal Republic of Germany?


a) Lion


b) Eagle


c) Bear


d) Horse


The heraldic animal of Germany is the federal eagle, whose tradition dates back to the Holy Roman Empire. Since 1949, it has been enshrined in the Basic Law as the official state symbol. It stands for unity, strength, and sovereignty and appears on coins, stamps, and official documents.


30. Was ist kein Merkmal unserer Demokratie?


a) regelmäßige Wahlen


b) Pressezensur


c) Meinungsfreiheit


d) verschiedene Parteien


Pressezensur widerspricht der Demokratie und den Prinzipien der Meinungsfreiheit. Eine freie Presse informiert unabhängig, recherchiert Fakten und stellt kritische Fragen. In Deutschland ist die Pressefreiheit durch Artikel 5 Grundgesetz geschützt.


31. Die Zusammenarbeit von Parteien zur Bildung einer Regierung nennt man in Deutschland …


a) Einheit.


b) Koalition.


c) Ministerium.


d) Fraktion.


Die Zusammenarbeit mehrerer Parteien zur Regierungsbildung heißt Koalition. Sie entsteht meist, wenn keine Partei im Bundestag eine absolute Mehrheit erreicht. Koalitionen sind fester Bestandteil des politischen Systems in Deutschland.


32. Was ist keine staatliche Gewalt in Deutschland?


a) Gesetzgebung


b) Regierung


c) Presse


d) Rechtsprechung


Die Presse ist in Deutschland keine staatliche Gewalt, sondern unabhängig und durch das Grundgesetz geschützt. Sie informiert die Öffentlichkeit, fördert Meinungsbildung und kontrolliert die Politik. Zeitungen, Radio, Fernsehen und Online-Medien arbeiten eigenständig mit eigenen Standards.


33. Welche Aussage ist richtig? In Deutschland …


a) sind Staat und Religionsgemeinschaften voneinander getrennt.


b) bilden die Religionsgemeinschaften den Staat.


c) ist der Staat abhängig von den Religionsgemeinschaften.


d) bilden Staat und Religionsgemeinschaften eine Einheit.


In Deutschland gilt die Trennung von Kirche und Staat, die im Grundgesetz verankert ist. Der Staat ist neutral gegenüber allen Religionen, es gibt keine Staatsreligion und keine Bevorzugung. Jeder hat das Recht, seine Religion frei auszuüben oder keiner Religion anzugehören.


30. Which of the following is not a characteristic of our democracy?


a) Regular elections


b) Press censorship


c) Freedom of expression


d) Different political parties


Press censorship contradicts democracy and the principles of freedom of expression. A free press provides independent information, investigates facts, and asks critical questions. In Germany, freedom of the press is protected by Article 5 of the Basic Law.


31. In Germany, the cooperation of parties to form a government is called ...


a) unity.


b) coalition.


c) ministry.


d) parliamentary group.


The cooperation of several parties to form a government is called a coalition. It usually arises when no party in the Bundestag achieves an absolute majority. Coalitions are an integral part of the political system in Germany.


32. Which of the following is not a branch of government in Germany?


a) Legislation


b) Government


c) Press


d) Judiciary


The press in Germany is not a branch of government, but is independent and protected by the Basic Law. It informs the public, promotes the formation of opinion, and monitors politics. Newspapers, radio, television, and online media operate independently with their own standards.


33. Which statement is correct? In Germany ...


a) the state and religious communities are separate from each other.


b) religious communities form the state.


c) the state is dependent on religious communities.


d) the state and religious communities form a single entity.


In Germany, the separation of church and state is enshrined in the Basic Law. The state is neutral towards all religions; there is no state religion and no preferential treatment.


34. Was ist Deutschland nicht?


a) eine Demokratie


b) ein Rechtsstaat


c) eine Monarchie


d) ein Sozialstaat


Deutschland ist seit 1918 keine Monarchie, sondern eine parlamentarische Demokratie und föderale Republik. Nach dem Zweiten Weltkrieg entstand 1949 die Bundesrepublik auf Grundlage des Grundgesetzes. Staatsoberhaupt ist der Bundespräsident, während der Bundeskanzler als Regierungschef vom Bundestag gewählt wird.


35. Womit finanziert der deutsche Staat die Sozialversicherung?


a) Kirchensteuer


b) Sozialabgaben


c) Spendengeldern


d) Vereinsbeiträgen


Die Sozialabgaben in Deutschland finanzieren Systeme wie Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung. Arbeitnehmer und Arbeitgeber zahlen die Beiträge meist je zur Hälfte, ergänzt durch staatliche Zuschüsse. Die Höhe richtet sich nach dem Einkommen, die Abführung erfolgt automatisch über die Arbeitgeber.


36. Welche Maßnahme schafft in Deutschland soziale Sicherheit?


a) die Krankenversicherung


b) die Autoversicherung


c) die Gebäudeversicherung


d) die Haftpflichtversicherung


Die Krankenversicherung sichert in Deutschland medizinische Versorgung bei Krankheit oder Verletzung ab. Arbeitnehmer mit Einkommen unterhalb einer Grenze sind gesetzlich versichert, andere können freiwillig beitreten. Sie deckt Arztbesuche, Krankenhaus, Medikamente, Therapien sowie Vorsorge und Impfungen ab.


37. Wie werden die Regierungschefinnen/Regierungschefs der meisten Bundesländer in Deutschland genannt?


a) Erste Ministerin / Erster Minister


b) Premierministerin / Premierminister


c) Senatorin / Senator


d) Ministerpräsidentin / Ministerpräsident


Die Regierungschefs/ chefinnen der meisten Bundesländer in Deutschland werden als Ministerpräsidenten bzw. Ministerpräsidentinnen bezeichnet.


34. What is Germany not?


a) a democracy


b) a constitutional state


c) a monarchy


d) a welfare state


Since 1918, Germany has not been a monarchy, but a parliamentary democracy and federal republic. After World War II, the Federal Republic was established in 1949 on the basis of the Basic Law. The head of state is the Federal President, while the Federal Chancellor, who is elected by the Bundestag, is the head of government.


35. How does the German state finance social security?


a) Church tax


b) Social security contributions


c) Donations


d) Membership fees


Social security contributions in Germany finance systems such as health, pension, unemployment, and long-term care insurance. Employees and employers usually pay half of the contributions each, supplemented by state subsidies. The amount is based on income and is paid automatically by employers.


36. Which measure provides social security in Germany?


a) Health insurance


b) Car insurance


c) Building insurance


d) Liability insurance


Health insurance in Germany covers medical care in the event of illness or injury. Employees whose income is below a certain threshold are covered by statutory insurance, while others can join voluntarily. It covers doctor‘s visits, hospital stays, medication, therapy, preventive care, and vaccinations.


37. What are the heads of government of most federal states in Germany called?


a) First Minister


b) Prime Minister


c) Senator


d) Minister President


The heads of government of most federal states in Germany are called Minister Presidents.


38. Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer …


a) Staatenverbund


b) Bundesstaat


c) Staatenbund


d) Zentralstaat


Die Bundesrepublik Deutschland ist seit 1949 ein demokratischer und sozialer Bundesstaat auf Grundlage des Grundgesetzes. Demokratie wird durch Wahlen, Gewaltenteilung und eine unabhängige Justiz gesichert. Politische Entscheidungen trifft der Bundestag, während die Regierung aus Kanzler und Ministern besteht.


39. Was hat jedes deutsche Bundesland?


a) eine eigene Außenministerin / einen eigenen Außenminister


b) eine eigene Währung


c) eine eigene Armee


d) eine eigene Regierung


40. Mit welchen Worten beginnt die deutsche Nationalhymne?


a) Völker, hört die Signale …


b) Einigkeit und Recht und Freiheit …


c) Freude schöner Götterfunken …


d) Deutschland einig Vaterland …


Die deutsche Nationalhymne heißt „Lied der Deutschen“. Gesungen wird heute nur die dritte Strophe mit den Worten „Einigkeit und Recht und Freiheit“. Sie gilt als Symbol für Einheit, Freiheit und das deutsche Vaterland.


41. Warum gibt es in einer Demokratie mehr als eine Partei?


a) weil dadurch die unterschiedlichen Meinungen der Bürgerinnen und Bürger vertreten werden


b) damit Bestechung in der Politik begrenzt wird


c) um politische Demonstrationen zu verhindern


d) um wirtschaftlichen Wettbewerb anzuregen


In einer Demokratie gibt es mehrere Parteien, damit unterschiedliche Interessen vertreten werden. Die Vielfalt ermöglicht den Wählern eine echte Auswahl zwischen politischen Optionen. Zudem fördert sie Wettbewerb, der Parteien zu besseren Lösungen und mehr Bürgernähe anspornt.


38. The Federal Republic of Germany is a democratic and social ...


a) confederation


b) federal state


c) union of states


d) central state


Since 1949, the Federal Republic of Germany has been a democratic and social federal state based on the Basic Law. Democracy is guaranteed by elections, the separation of powers, and an independent judiciary. Political decisions are made by the Bundestag, while the government consists of the chancellor and ministers.


39. What does every German state have?


a) its own foreign minister


b) its own currency


c) its own army


d) its own government


40. How does the German national anthem begin?


a) Peoples, hear the signals ...


b) Unity and justice and freedom ...


c) Joy, beautiful spark of the gods ...


d) Germany, united fatherland ...


The German national anthem is called “Lied der Deutschen” (Song of the Germans). Today, only the third verse with the words “unity and justice and freedom” is sung. It is considered a symbol of unity, freedom, and the German fatherland.


41. Why are there more than one party in a democracy?


a) because this allows the different opinions of citizens to be represented


b) to limit corruption in politics


c) to prevent political demonstrations


d) to stimulate economic competition


In a democracy, there are several parties so that different interests can be represented. Diversity gives voters a real choice between political options. It also promotes competition, which spurs parties to find better solutions and become more responsive to citizens.


42. Wer beschließt in Deutschland ein neues Gesetz?


a) die Regierung


b) das Parlament


c) die Gerichte


d) die Polizei


Ein Gesetz wird in Deutschland vom Bundestag beschlossen, entweder auf Initiative der Regierung oder der Abgeordneten. Danach geht es an den Bundesrat, der zustimmen, ablehnen oder Änderungen vorschlagen kann. Mit Zustimmung oder Fristablauf wird es vom Bundespräsidenten unterzeichnet und verkündet.


43. Wann kann in Deutschland eine Partei verboten werden?


a) wenn ihr Wahlkampf zu teuer ist


b) wenn sie gegen die Verfassung kämpft


c) wenn sie Kritik am Staatsoberhaupt äußert


d) wenn ihr Programm eine neue Richtung vorschlägt


Eine Partei kann in Deutschland vom Bundesverfassungsgericht verboten werden, wenn sie verfassungsfeindliche Ziele verfolgt. Dazu zählen Angriffe auf Demokratie, Rechtsstaat, Menschenwürde oder Gleichheit. Ein Parteiverbot ist jedoch ein schwerwiegender Eingriff und nur unter strengen Voraussetzungen möglich.


44. Wen kann man als Bürgerin/Bürger in Deutschland nicht direkt wählen?


a) Abgeordnete des EU-Parlaments


b) die Bundespräsidentin / den Bundespräsidenten


c) Landtagsabgeordnete


d) Bundestagsabgeordnete


Der Bundespräsident wird in Deutschland nicht direkt, sondern von der Bundesversammlung gewählt, die aus Bundestagsmitgliedern und Ländervertretern besteht. Die Wahl erfolgt alle fünf Jahre, und das Amt ist vor allem repräsentativ mit wenigen politischen Befugnissen. Die indirekte Wahl soll die Unabhängigkeit und Überparteilichkeit des Staatsoberhaupts sichern.


42. Who decides on new laws in Germany?


a) The government


b) Parliament


c) The courts


d) The police


In Germany, laws are passed by the Bundestag, either on the initiative of the government or of members of parliament. They are then sent to the Bundesrat, which can approve, reject, or propose amendments. Once approved or the deadline has expired, they are signed and promulgated by the Federal President.


43. When can a political party be banned in Germany?


a) If its election campaign is too expensive


b) If it fights against the constitution


c) If it criticizes the head of state


d) If its program proposes a new direction


A political party can be banned in Germany by the Federal Constitutional Court if it pursues goals that are contrary to the constitution.


These include attacks on democracy, the rule of law, human dignity, or equality.


However, banning a party is a serious measure and is only possible under strict conditions.


44. Who cannot be directly elected by citizens in Germany?


a) Members of the European Parliament


b) the Federal President


c) Members of state parliaments


d) Members of the Bundestag


The Federal President is not elected directly in Germany, but by the Federal Assembly, which consists of members of the Bundestag and representatives of the states. The election takes place every five years, and the office is primarily representative with few political powers. The indirect election is intended to ensure the independence and impartiality of the head of state.


45. Zu welcher Versicherung gehört die Pflegeversicherung?


a) Sozialversicherung


b) Unfallversicherung


c) Hausratsversicherung


d) Haftpflicht- und Feuerversicherung


Die Pflegeversicherung ist eine der fünf Säulen der Sozialversicherung und ergänzt Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Unfallversicherung. Sie ist für alle gesetzlich Krankenversicherten verpflichtend, die Beiträge tragen Arbeitgeber und Arbeitnehmer gemeinsam. Leistungen umfassen finanzielle Unterstützung für häusliche oder stationäre Pflege sowie Pflegehilfsmittel.


46. Der deutsche Staat hat viele Aufgaben. Welche Aufgabe gehört dazu?


a) Er baut Straßen und Schulen.


b) Er verkauft Lebensmittel und Kleidung.


c) Er versorgt alle Einwohnerinnen und Einwohner kostenlos mit Zeitungen.


d) Er produziert Autos und Busse.


In Deutschland ist der Staat für den Bau und die Unterhaltung von Straßen und Schulen zuständig. Straßen fallen meist in die Verantwortung der Kommunen, während die Länder für Schulen und das Bildungssystem zuständig sind. Finanziert wird dies aus Steuereinnahmen, um Infrastruktur, Bildung und Lebensqualität zu sichern.


47. Der deutsche Staat hat viele Aufgaben. Welche Aufgabe gehört nicht dazu?


a) Er bezahlt für alle Staatsangehörigen Urlaubsreisen.


b) Er zahlt Kindergeld.


c) Er unterstützt Museen.


d) Er fördert Sportlerinnen und Sportler.


Der deutsche Staat bezahlt keine Urlaubsreisen für alle Bürger, die Kosten tragen die Einzelnen selbst. Unterstützung gibt es nur in besonderen Fällen, etwa Mutter-Kind-Kuren über die Krankenkassen. Weitere Sozialleistungen wie Arbeitslosengeld II, Sozialhilfe oder Kindergeld sichern die Teilhabe in schwierigen Lebenslagen.


45. Which type of insurance does long-term care insurance belong to?


a) Social insurance


b) Accident insurance


c) Household insurance


d) Liability and fire insurance


Long-term care insurance is one of the five pillars of social insurance and supplements health, pension, unemployment, and accident insurance. It is mandatory for all persons with statutory health insurance, and contributions are paid jointly by employers and employees. Benefits include financial support for home or inpatient care and nursing aids.


46. The German state has many responsibilities. Which of the following is one of them?


a) It builds roads and schools.


b) It sells food and clothing.


c) It provides all residents with free newspapers.


d) It manufactures cars and buses.


In Germany, the state is responsible for building and maintaining roads and schools. Roads are usually the responsibility of local authorities, while the federal states are responsible for schools and the education system. This is financed from tax revenue to ensure infrastructure, education, and quality of life.


47. The German state has many responsibilities. Which of the following is not one of them?


a) It pays for vacation trips for all citizens.


b) It pays child benefit.


c) It supports museums.


d) It promotes athletes.


The German state does not pay for vacation trips for all citizens; individuals bear the costs themselves. Support is only available in special cases, such as mother-child health retreats through health insurance companies. Other social benefits such as unemployment benefit II, social assistance, or child benefit ensure participation in difficult life situations.


48. Welches Organ gehört nicht zu den Verfassungsorganen Deutschlands?


a) der Bundesrat


b) die Bundespräsidentin / der Bundespräsident


c) die Bürgerversammlung


d) die Regierung


Die Bürgerversammlung ist kein Verfassungsorgan Deutschlands. Verfassungsorgane sind z. B. Bundestag, Bundesrat, Bundesregierung, Bundespräsident und Bundesverfassungsgericht. Bürgerversammlungen finden nur auf kommunaler Ebene statt und dienen der Beratung oder Entscheidung durch ausgeloste Bürger.


49. Wer bestimmt in Deutschland die Schulpolitik?


a) die Lehrer und Lehrerinnen


b) die Bundesländer


c) das Familienministerium


d) die Universitäten


In Deutschland liegt die Schulpolitik in der Verantwortung der Bundesländer, da Bildung zur Kulturhoheit gehört. Jedes Land gestaltet sein eigenes Schulsystem und legt Schwerpunkte fest. Dabei müssen bundesweite Standards eingehalten und Lehrpläne mit Schulen und Behörden abgestimmt werden.


50. Die Wirtschaftsform in Deutschland nennt man …


a) freie Zentralwirtschaft


b) soziale Marktwirtschaft


c) gelenkte Zentralwirtschaft


d) Planwirtschaft


Die Wirtschaftsordnung Deutschlands heißt soziale Marktwirtschaft. Sie verbindet freien Wettbewerb und Marktwirtschaft mit staatlichen Eingriffen für soziale Gerechtigkeit und Absicherung. Ziel ist ein Ausgleich zwischen wirtschaftlicher Freiheit und sozialer Verantwortung.


48. Which of the following is not one of Germany‘s constitutional bodies?


a) the Bundesrat


b) the Federal President


c) the citizens‘ assembly


d) the government


The citizens‘ assembly is not one of Germany‘s constitutional bodies. Constitutional bodies include the Bundestag, the Bundesrat, the Federal Government, the Federal President, and the Federal Constitutional Court. Citizens‘ assemblies only take place at the municipal level and serve to consult or make decisions by randomly selected citizens.


49. Who determines school policy in Germany?


a) Teachers


b) The federal states


c) The Ministry of Family Affairs


d) The universities


In Germany, school policy is the responsibility of the federal states, as education is part of cultural sovereignty. Each state designs its own school system and sets priorities. In doing so, nationwide standards must be adhered to and curricula must be coordinated with schools and authorities.


50. The economic system in Germany is called ...


a) free centralised economy


b) social market economy


c) controlled centralised economy


d) planned economy


Germany‘s economic system is called the social market economy. It combines free competition and a market economy with state intervention to ensure social justice and security. The aim is to strike a balance between economic freedom and social responsibility.


51. Zu einem demokratischen Rechtsstaat gehört es nicht, dass …


a) Menschen sich kritisch über die Regierung äußern können.


b) Bürger friedlich demonstrieren gehen dürfen.


c) Menschen von einer Privatpolizei ohne Grund verhaftet werden.


d) jemand ein Verbrechen begeht und deshalb verhaftet wird.


In Deutschland darf nur der Staat polizeiliche Gewalt ausüben, nicht private Sicherheitsdienste. Diese dürfen Personen nur in engen Grenzen bis zum Eintreffen der Polizei festhalten, etwa bei einer Straftat auf frischer Tat. Eine willkürliche Verhaftung durch Privatpolizei wäre verfassungswidrig und strafbar.


52. Was bedeutet „Volkssouveränität“? Alle Staatsgewalt geht vom ...


a) Volke aus.


b) Bundestag aus.


c) preußischen König aus.


d) Bundesverfassungsgericht aus.


Volkssouveränität bedeutet, dass die höchste Staatsgewalt beim Volk liegt und ist Grundlage der Demokratie. In Deutschland wird sie durch gewählte Vertreter in Parlamenten und Regierungen ausgeübt. Das Volk nimmt diese Macht durch Wahlen und Abstimmungen wahr und kontrolliert so die staatlichen Organe.


53. Was bedeutet „Rechtsstaat“ in Deutschland?


a) Der Staat hat Recht.


b) Es gibt nur rechte Parteien.


c) Die Bürgerinnen und Bürger entscheiden über Gesetze.


d) Der Staat muss die Gesetze einhalten.


Ein Rechtsstaat bindet den Staat an die Gesetze und begrenzt seine Macht auf rechtmäßiges Handeln. In Deutschland sichern Gewaltenteilung und unabhängige Gerichte die Kontrolle von Legislative, Exekutive und Judikative. Bürger können Rechtsverstöße des Staates anfechten, etwa durch Klagen oder Petitionen.


51. It is not part of a democratic constitutional state that ...


a) people can express criticism of the government.


b) citizens are allowed to demonstrate peacefully.


c) people are arrested by a private police force without reason.


d) someone commits a crime and is arrested for it.


In Germany, only the state may exercise police power, not private security services. They may only detain persons within narrow limits until the police arrive, for example in the case of a crime in progress. Arbitrary arrest by private police would be unconstitutional and punishable by law.


52. What does “popular sovereignty” mean? All state authority emanates from ...


a) the people.


b) the Bundestag.


c) the Prussian king.


d) the Federal Constitutional Court.


Popular sovereignty means that the highest state authority lies with the people and is the foundation of democracy. In Germany, it is exercised by elected representatives in parliaments and governments. The people exercise this power through elections and referendums, thereby controlling the state organs.


53. What does “constitutional state” mean in Germany?


a) The state is right.


b) There are only right-wing parties.


c) The citizens decide on laws.


d) The state must obey the laws.


A constitutional state binds the state to the laws and limits its power to lawful action. In Germany, the separation of powers and independent courts ensure the control of the legislative, executive, and judicial branches. Citizens can challenge violations of the law by the state, for example through lawsuits or petitions.


54. Was ist keine staatliche Gewalt in Deutschland?


a) Legislative


b) Judikative


c) Exekutive


d) Direktive


Eine Direktive ist keine eigenständige staatliche Gewalt, sondern Teil eines rechtlichen oder organisatorischen Systems.


In Deutschland gibt es drei staatliche Gewalten, die unabhängig voneinander agieren und sich gegenseitig kontrollieren:


Die Legislative (Gesetzgebung), die Exekutive (Vollziehung von Gesetzen) und die Judikative (Rechtsprechung).


55. Was zeigt dieses Bild?
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a) den Bundestagssitz in Berlin


b) das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe


c) das Bundesratsgebäude in Berlin


d) das Bundeskanzleramt in Berlin


Der Sitz des Deutschen Bundestages ist in der Bundeshauptstadt Berlin.


Dort befindet sich das Gebäude des Reichstags, in dem der Deutsche Bundestag seit 1999 tagt.


Der Reichstagsgebäude ist ein historisches Gebäude und wurde nach der Wiedervereinigung Deutschlands umfassend saniert und modernisiert.


Es ist ein Symbol für die deutsche Demokratie und eine wichtige Sehenswürdigkeit in Berlin.


54. Which of the following is not a branch of government in Germany?


a) Legislative


b) Judicial


c) Executive


d) Directive


A directive is not an independent branch of government, but rather part of a legal or organizational system.


In Germany, there are three branches of government that act independently of each other and check each other:


the legislative branch (lawmaking), the executive branch (enforcement of laws), and the judicial branch (adjudication).


55. What does this picture show?
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a) the seat of the Bundestag in Berlin


b) the Federal Constitutional Court in Karlsruhe


c) the Bundesrat building in Berlin


d) the Federal Chancellery in Berlin


The seat of the German Bundestag is in the federal capital Berlin.
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